
ÖFFENTLICH-RECHTLICHER VERTRAG 
 
 

ZWISCHEN 

der Bundesrepublik Deutschland, 
vertreten durch die Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, 

Telekommunikation, Post und Eisenbahnen, 
 diese vertreten durch ihren Präsidenten Herrn Jochen Homann,  

Tulpenfeld 4, 53113 Bonn 
– im Folgenden „Bundesnetzagentur“ genannt – 

 
UND 

 
der DB Station&Service AG, 

vertreten durch den Vorstand, 
dieser vertreten durch 

den Vorsitzenden Herrn Dr. André Zeug und Herrn Bernd Koch, 
Europaplatz 1, 10557 Berlin 

– im Folgenden „DB Station&Service AG“ genannt – 
 

– Im Folgenden gemeinsam „die Parteien“ genannt – 
 

 

 
PRÄAMBEL 

 
(1) Die Bundesnetzagentur hat mit Bescheid vom 10.12.2009 – Az. 705-07-038 – die 

Stationspreisliste 2010 der DB Station&Service AG für ungültig erklärt. Die DB 
Station&Service AG hat hiergegen am 11.12.2009 Widerspruch eingelegt und 
diesen Widerspruch mit Schreiben vom 06.05.2010 begründet.  

 
(2) Darüber hinaus hat die Bundesnetzagentur die DB Station&Service AG mit 

bestandskräftigem Bescheid vom 19.11.2010 – Az. 10.040-F-10-332 – unter 
anderem dazu verpflichtet, gegenüber der Bundesnetzagentur bis zum 
30.06.2011 ein Berechnungsverfahren zur zukünftigen Preisbildungsmethodik 
des Zuglängenfaktors darzulegen.  

 
(3) Die Parteien haben ein gemeinsames Interesse daran, den Streitgegenstand 

zwischen ihnen zu vergleichen und ein von beiden Seiten akzeptiertes 
Stationspreissystem einzuführen. Dieser öffentlich-rechtliche Vertrag soll der 
Erreichung dieses Zieles dienen, indem die Parteien in diesem Vertrag einen Pfad 
zur Ersetzung des Zuglängenfaktors durch einen Verkehrsleistungsfaktor 
vereinbaren. Die Parteien sind sich dabei einig, dass durch den 
Verkehrsleistungsfaktor gravierende Verschiebungen der Belastungen 
verschiedener Verkehrsleistungen soweit wie möglich vermieden werden sollen.  

 
 
 
 
 
 



§ 1  
EINFÜHRUNG DES VERKEHRSLEISTUNGSFAKTORS 

 
(1) Die DB Station&Service AG verpflichtet sich, bis spätestens zum 01.01.2015 in 

ihren derzeit gültigen Infrastrukturnutzungsbedingungen für Personenbahnhöfe 
(gültig ab 12.04.2011) – im Folgenden „INBP“ genannt – einen 
Verkehrsleistungsfaktor einzuführen, der den Zuglängenfaktor gemäß Ziffer 5.1.4 
INBP-BT ersetzt.  

 
(2) Der Verkehrsleistungsfaktor dient der Abgrenzung der noch zu definierenden 

Verkehrsleistungen und soll zu folgender Bepreisung bei der Nutzung von 
Verkehrsstationen führen: 

 
• Für die Nutzung jeder Verkehrsstation wird ein Preis erhoben, dem für 

jede Verkehrsleistung ein einheitlicher Verkehrsleistungsfaktor 
zugrunde liegt. 

 
• Kategorie- und regionalspezifische Stationspreise bleiben weiterhin 

möglich. 
 
(3) Die Bepreisung der Verkehrsleistungen soll ferner entweder über eine 

verursachergerechte Zuscheidung von Kosten zur jeweiligen Verkehrsleistung 
und/oder nach Vorliegen entsprechender belastbarer Studien anhand der 
Markttragfähigkeit der jeweiligen Verkehrsleistung erfolgen. Die Parteien sind sich 
bewusst, dass derzeit keine belastbaren Studien vorliegen, die zur Bezifferung 
der Markttragfähigkeit der jeweiligen Verkehrsleistung herangezogen werden 
können. Hilfsweise kann zur Bezifferung der Markttragfähigkeit deshalb zunächst 
eine approximative Preissetzung anhand der spezifischen Kosten der 
Verkehrsleistungen erfolgen. 

 
(4) Den Parteien ist bewusst, dass ein kostenbasierter Verkehrsleistungsfaktor eine 

Verschiebung von Belastungen durch Stationspreise zwischen dem 
Schienenpersonenfernverkehr und dem Schienenpersonennahverkehr 
verursachen kann. Dabei sind sich die Parteien darüber einig, dass die 
Belastungswirkungen durch den Verkehrsleistungsfaktor i.S.d § 1 Abs. 1 bis 3 
dieses Vertrages bis zum Beginn der Verhandlungen über die Neuverteilung der 
Regionalisierungsmittel feststehen und bei Beginn der Verhandlungen in 
Abstimmung mit der Bundesnetzagentur sowohl den Bundesländern wie auch 
den Zugangsberechtigten gegenüber bekanntgegeben werden müssen.  

 
(5) Im Falle von rechtlichen Bedenken gegenüber dem von der DB Station&Service 

AG ermittelten Verkehrsleistungsfaktor gemäß § 1 Abs. 1 bis 4 dieses Vertrages 
wird die Bundesnetzagentur diese Bedenken der DB Station&Service AG 
frühzeitig (vor der Information der Zugangsberechtigten durch die DB 
Station&Service AG nach § 3 Abs. 1 dieses Vertrages) und auf Grundlage der der 
Bundesnetzagentur zu diesem Zeitpunkt vorliegenden Informationen schriftlich 
mitteilen.   

 
(6) Die DB Station&Service AG wird bereits zum 01.01.2013 einen 

Verkehrsleistungsfaktor einführen. Unter Berücksichtigung dessen, dass eine 
Neuverteilung der Regionalisierungsmittel nach dem RegG voraussichtlich erst 



zum 01.01.2015 erfolgen wird, wird die DB Station&Service AG die Bemessung 
des Verkehrsleistungsfaktors bis zum 31.12.2014 an dem derzeitigen 
Belastungsverhältnis zwischen Schienenpersonenfern- und
-nahverkehr orientieren, wobei sich die Parteien einig sind, dass dies nur als 
Übergangslösung bis zur Einführung eines Verkehrsleistungsfaktors gemäß § 1 
Abs. 1 bis 3 dieses Vertrages dienen soll. Die Parteien sind sich ferner darüber 
einig, dass die Bundesnetzagentur keine Maßnahmen gegen den 
Verkehrsleistungsfaktor im Sinne dieses Absatzes ergreifen wird. Dies gilt nur 
insoweit, als durch die vorgenannte Regelung nicht in Rechte Dritter eingegriffen 
wird. 

 
 

§ 2 
ERÖRTERUNGSTERMINE 

 
(1) Die Vertragsparteien verpflichten sich, regelmäßige gemeinsame 

Erörterungstermine abzuhalten. Diese finden quartalsweise wenigstens einmal 
statt. Der von der DB Station&Service AG unter dem 08.08.2012 ausgegebene 
und diesem Vertrag als Anlage beigefügte Meilensteinplan für die Erarbeitung 
eines alternativen Preismodells soll hierbei als Orientierung dienen. 

 
(2) Es bleibt den Vertragsparteien unbenommen, einvernehmlich auf 

Erörterungstermine zu verzichten, sofern solche aus Sicht der Vertragsparteien 
nicht erforderlich sind. Ebenso bleibt es den Parteien unbenommen, zusätzliche 
Termine zu vereinbaren. 

 
(3) Im Rahmen der Erörterungstermine präsentiert die DB Station&Service AG der 

Bundesnetzagentur den jeweiligen aktuellen Verfahrensfortschritt anhand des als 
Anlage beigefügten Meilensteinplans. 

 
(4) Der Ablauf und die Ergebnisse der Erörterungstermine werden protokolliert. 
  
(5) Die Gültigkeit der Protokolle setzt ihre Unterzeichnung durch beide 

Vertragsparteien voraus. 
 
(6) Unabhängig von den turnusgemäßen Erörterungsterminen wird die DB 

Station&Service AG die Bundesnetzagentur unverzüglich über drohende 
Verzögerungen im Verfahrensfortschritt informieren.  

 
 

§ 3 
 MITTEILUNGSPFLICHTEN 

 
(1) Die DB Station&Service AG verpflichtet sich, die Zugangsberechtigten bis 

spätestens zum 01.06.2014 durch eine Veröffentlichung in der Form des § 4 
Abs. 1 Eisenbahninfrastruktur-Benutzungsverordnung (EIBV) über die geplante 
Preisbildungssystematik und die hiermit verbundenen Auswirkungen, 
einschließlich beabsichtigter Änderungen der INBP, zu informieren. Die 
Zugangsberechtigten sind bei der Information darauf hinzuweisen, dass sie einen 
Monat lang zu den Ausführungen der DB Station&Service AG Stellung nehmen 
können. 

  



 
(2) Die DB Station&Service AG verpflichtet sich, der Bundesnetzagentur auf Basis 

der Stellungnahmen der Zugangsberechtigten bis spätestens zum 01.08.2014 die 
beabsichtigten Änderungen der INBP einschließlich der eingegangenen 
Stellungnahmen zur Prüfung auf die Einhaltung der Vorschriften des 
Eisenbahnrechts über den Zugang zur Eisenbahninfrastruktur gemäß § 14d 
Satz 1 Nr. 6 Allgemeines Eisenbahngesetz (AEG) mitzuteilen.  

 
(3) Die DB Station&Service AG verpflichtet sich, der Bundesnetzagentur bis 

spätestens zum 15.09.2014 ihre Stationspreisliste 2015 sowie die 
entsprechenden Belastungswirkungen für die Bundesländer sowie die 
Aufgabenträger zur Prüfung auf die Einhaltung der Vorschriften des 
Eisenbahnrechts über den Zugang zur Eisenbahninfrastruktur gemäß § 14d 
Satz 1 Nr. 6 AEG mitzuteilen.  

 
(4) Im Falle des § 1 Abs. 6 dieses Vertrages erfolgt im Rahmen der zwischen den 

Parteien stattfindenden Gespräche eine Abstimmung hinsichtlich der weiteren 
verfahrensrechtlichen Vorgehensweise, da die Einführung eines solchen 
Verkehrsleistungsfaktors zum 01.01.2013 eine unterjährige Änderung der INBP 
erforderlich macht. 

 
 

§ 4 
ZUGLÄNGENFAKTOR 

 
(1) Der Vertrag dient gleichzeitig der Vermeidung von weiteren Maßnahmen, die 

hinsichtlich des Zuglängenfaktors gemäß Ziffer 5.1.4 INBP-BT aus dem Bescheid 
vom 19.11.2010 (Az. 10.040-F-10-332) folgen könnten. Dabei sind sich die 
Parteien einig, dass der als Anlage beigefügte Meilensteinplan eine Orientierung 
für eine angemessene Umsetzung der mit Bescheid vom 19.11.2010 in Tenor  
2 e) zum Zuglängenfaktor getroffenen Maßnahmen darstellt und die 
Bundesnetzagentur aufgrund der vom Bescheid vom 19.11.2010 ausgehenden 
Bindungswirkung insoweit bis zur Einführung des Verkehrsleistungsfaktors 
gemäß § 1 Abs. 6 dieses Vertrages keine weiteren Maßnahmen gegen den 
Zuglängenfaktor ergreifen wird. Dies gilt nur insoweit, als durch die vorgenannte 
Regelung nicht in Rechte Dritter eingegriffen wird. 

 
(2) Die derzeit gültigen Entgeltgrundsätze und der Zuglängenfaktor gemäß Ziffer 

5.1.4 des INBP-BT bleiben bis spätestens zum 31.12.2012 in Kraft.  
 
 

§ 5 
VERFAHRENSABSCHLUSS 

 
Das zum Az. 705-07-038 bei der Bundesnetzagentur geführte Verfahren zur 
Überprüfung der Rechtmäßigkeit der Stationspreisliste 2010 wird durch diesen 
Vertrag im Vergleichswege beendet. Der Vertrag dient insoweit auch dazu, das 
Verwaltungsverfahren zu einem Abschluss zu bringen, ohne dass es einer 
abschließenden rechtlichen Bewertung der Stationspreisliste 2010 der DB 
Station&Service AG bedarf. 
 



 
§ 6 

VOLLSTRECKUNG 
 
Die DB Station&Service AG unterwirft sich hinsichtlich ihrer Verpflichtungen aus den 
§§ 1 und 3 Abs. 1 bis 3 dieses Vertrags der sofortigen Vollstreckung i.S.v. § 61 
Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG). 
 
 

§ 7 
KOSTEN 

 
Die Kosten der Vertragsparteien im Rahmen der Verfahren Az. 705-07-038 und Az. 
10.040-F-10-332 werden gegeneinander aufgehoben. Die DB Station&Service AG 
trägt die entstandenen Verfahrensgebühren im Hinblick auf die bestehenden 
rechtlichen Unwägbarkeiten zur Hälfte. 
 

 
§ 8 

SALVATORISCHE KLAUSEL 
 
Die Unwirksamkeit einzelner Teile dieses Vertrages lässt die Gültigkeit des Vertrages 
insgesamt unberührt.  
 
 
 
Bonn / Berlin den 24.08.2012 
 
Bundesnetzagentur      DB Station&Service AG 
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